
Ukraine:  Der  Kalte  Krieg  des
Kapitals
In  der  Ukraine  spielt  sich  die  letzten  Monate  ein  Szenario
imperialistischer Politik ab, wie es an Offenheit seinesgleichen sucht
–  Es  geht  um den  Ausbau  der  Einflusssphären  der  Machtblöcke,
Erschließung neuer Absatzmärkte und die Erweiterung/ den Erhalt
des  militärischen Wirkungsradius.  Die  Ukraine,  zerrissen  von den
Interessen  des  Finanzkapitals  und  der  Industrie,  sowie  des
bürokratischen Verwaltungsapparates, ausgebeutet durch Korruption
und  Machtkämpfe,  bietet  einen  günstigen  Nährboden  für  die
Ränkespiele der EU, den USA und Russland. Die Folge ist ein Land am
Rande  eines  Bürgerkriegs,  gebeutelt  von  immens  wachsendem
Rassismus  und  Nationalismus  sowie  einer  Wirtschaft  auf  Talfahrt.

Das  unterdrückerische  Regime  Janukowitschs,  wie  auch  das  seiner
Vorgänger,  hatte  das  Vertrauen der  Bevölkerung verspielt.  Bereits  stark
geschädigt und verschuldet von der Wirtschaftskrise 2008, lockte die EU, die
Europäische Zentralbank (EZB) und der Internationaler Währungsfond (IWF)
mit  billigen  Krediten  und  staatlichen  Hilfsgeldern  zur  Rettung  der
ukrainischen  Wirtschaft.  Doch  diese  Unterstützung  war  verbunden  mit
harten Austeritätsprogrammen, welche die Zerschlagung des Sozialsystems,
den  Abbau staatlicher  Subventionen  im öffentlichen  und wirtschaftlichen
Bereich,  sowie  eine  Privatisierungswelle  von  staatlichen  Betrieben
beinhaltet. Kurz: ein neoliberaler Rundumschlag. Die Programme bedeuten
ein radikales Absenken der Staatsausgaben und die Verdrängung des Staates
als sozial-regulierenden Faktor. Der Neoliberalismus verlangt nach freiem
Walten der kapitalistischen Wirtschaft, die Verarmung der ArbeiterInnen ist
dabei bewusstes Ziel, denn wer auf jede Arbeit angewiesen ist, ist für sie
leichter auszubeuten.

Teile des Programms wurden bereits umgesetzt,  wie die Privatisierungen,
die  über  das  Land  fegten  und  zu  einer  Steigerung  der  Arbeitslosigkeit
führten,  andere  Punkte  stehen  noch  aus.  Die  Auswirkungen  der
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Wirtschaftskrise haben das Lohnniveau bereits drastisch sinken lassen, heute
sind  es  umgerechnet  durchschnittlich  200-300  €  pro  Monat.  Die  Folgen
waren Verarmung weiter Teile der Bevölkerung, die verbliebenen sozialen
Sicherungssysteme  waren  zu  schwach,  dem  entgegen  zu  wirken.  Ein
gefundenes Fressen also für die nationalistischen und neoliberalen Kräfte,
welche sich als Opposition gegen Janukowitsch etablierten. Das von der EU
geforderte  Assoziierungsabkommen  hätte  diese  Spirale  noch  weiter
vorangetrieben. Die Schuldensituation ist momentan fatal. Zur Deckung des
Staatshaushaltes  für  dieses  Jahr  sind  35  Mrd.  Dollar  von  Nöten,  die
Verschuldung  bei  europäischen  Einrichtungen  beläuft  sich  auf  23  Mrd.
Dollar. Das Rating lässt mittlerweile keinen Spielraum mehr: Die Ukraine ist
„Nicht als Investment geeignet.“  Wird keine Hilfe geleistet, droht dem Land
ein erneuter Staatsbankrott. Russland bot Janukowitsch im Dezember knapp
11 Mrd.  Euro,  brach das Vorhaben nach dem Umsturz jedoch ab.  Diese
Zahlungen waren mit keinen Auflagen verbunden. Die EU lockt ebenfalls mit
11  Mrd.  Euro.  Eine  Anbiederung  an  die  EU  hätte  außerdem  eine
Distanzierung  von  Russland  zur  Folge,  was  besonders  für  die  starken
Industriellengebiete im Osten des Landes das Aus bedeuten würden. Der
Stahl- und Maschinenbau der Ukraine ist an den russischen Markt gebunden
und  überhaupt  nicht  dazu  fähig,  mit  den  europäischen  Preis-  und
Qualitätsvorgaben  zu  konkurrieren,  geschweigen  denn,  erst  einmal  die
Produktionsstandards des EU-Regelwerks zu erreichen. Die Anbindung an
die EU hätte in kürzester Zeit den Ruin und den Ausverkauf der ukrainischen
Industrie  zur  Folge.  Selbiges  gilt  auch  für  den  nicht  zu  verachtenden
Landwirtschaftlichen  Sektor  der,  wie  in  Griechenland  geschehen,
zusammenbrechen würde. Dass die illegitime Übergangsregierung in Kiev
dieses  Abkommen  nun  unterzeichnet  hat,  ist  ein  Verstoß  gegen  jedes
Rechtsverständnis: Europa will Fakten schaffen und spielt sich als Retter auf!

Rechte Kräfte kontrollieren den Maidan

Die  Proteste  gegen  die  Ablehnung  des  Assoziierungsabkommens  durch
Janukowitsch  wurden  von  Anfang  an  von  den  bürgerlichen  und
nationalistischen Kräften der West-Ukraine, mit der Konzentration in Kiew,
getragen.  Von  Anfang  an  hatte  der  Widerstand  auch  eine  soziale



Komponente, es ging gegen Korruption, Polizeigewalt, Arbeitslosigkeit und
Armut. Doch die Ausrichtung und Ziele waren klar konterrevolutionär, da
jede  Form  linker  Perspektive  unterdrückt  wurde,  Nationalismus  statt
internationaler Solidarität der ArbeiterInnen. Der Nährboden des Protests,
gepaart  mit  dem  streng  militärischen  und  gewaltbereiten  Auftreten  der
rechtsradikalen Kräfte, verhalf ihnen zu Ansehen und ließ sie schnell zum
Sympathieträger wachsen. Für sie war es ein leichtes, die Kritik gegen das
bestehende System mit  Rassismus und nationalsozialistischer Rhetorik zu
verbinden und besonders gegen Juden, Russen und Kommunisten zu hetzen.
Jede  Form  von  linkem  Einfluss  auf  die  Proteste  wurde  gezielt
niedergeschrien,  verjagt  oder  brutal  zusammengeschlagen,  seien  es  nun
GewerkschafterInnen, FeminstInnen, AnarchistInnen oder KommunstInnen.
Besonders  die  der  NPD nahestehende Partei  Svoboda (Freiheit)  lief  den
bürgerlichen Parteien wie der UDAR um Vitali Klitschko und auch der Partei
Vaterland,  um Julia  Timoschenko,  den  Rang  ab  und  könnte  bis  zu  den
Regierungswahlen im Mai ein führender Faktor in der ukrainischen Politik
werden.

Für  die  Jugend  stellen  sie  einen  attraktiven  Anlaufpunkt  dar:  Jahrelang
unterdrückte  Wut  und  der  Anschein  einer  radikalen  Perspektive.  Die
Orangene Revolution 2004 durch Wiktor Juschtschenko trieb bewusst das
Nationalbewusstsein  der  Ukraine  voran,  stilisierte  in  den  neuen
Unterrichtsmaterialien den Faschisten Stepan Banderas als Nationalhelden
und Freiheitskämpfer und verwischten seine Kriegsverbrechen. Auch stieg
die  Jugendarbeitslosigkeit  von 14,9% auf  18,6% an.  Die  Städte  erfuhren
einen starken Zuwachs, ohne jedoch ausreichende Perspektiven zu bieten, so
arbeiten  40%  der  Hochschulabsolventen  in  Positionen  weit  unter  ihrer
Anforderung. Die Frustration ist dementsprechend groß und so sind es vor
allem die  desillusionierten  jungen  Menschen,  die  in  die  rechten  Milizen
strömen.  Für uns als  Jugendliche ist  es  in  einer  solchen Situation umso
wichtiger, den Drang zur Veränderung auf ein Programm zu lenken, welches
eine wirkliche Perspektive bietet. Wir stehen für ein Programm der sozialen
Revolution,  anstatt  einer  Bewegung,  die  einzig  und  allein  auf   die
Machtverschiebung  hin  zu  einer  neuen  Gruppe  der  Besitzenden  Klasse
abzielt, nichts anderes stellen die Bewegungen in Richtung EU oder Russland



dar.

Svoboda  und  die  rechtsradikalen  Milizen,wie  der  Rechte  Sektor,  die
faschistische  Bratstvo  (Bruderschaft),  C14  oder  die  Anhänger  der
Ukrainischen Aufständischen Armee üben politischen Terror aus und prägen
mit Nazisymbolik wie der schwarzen Sonne, dem Keltenkreuz, SS-Runen und
auch Hakenkreuzen das Bild des Maidan. Allgegenwärtig sind auch Bilder
des Nazikollaborateurs und Massenmörders Stepan Banderas, und die Fahne
der Ukrainischen Aufständischen Armee, schwarz-rot.

Westliche Medien, aber auch Parteien wie CDU/ CSU, die Grünen oder die
Heinrich Böll Stiftung betonen immer wieder die friedlichen Absichten der
Proteste, schoben jede Form der Gewalt dem Regime Janukowitschs in die
Schuhe und leugneten die Präsenz der faschistischen Kräfte oder spielten
ihren Einfluss herunter. Man sprach sogar von den Lügen Moskaus, welche
die Proteste verunglimpfen sollte – klassische Propaganda der Machtblöcke.

Im  Gegenteil,  die  Rechtsradikalen  waren  federführend  in  den
Straßenkämpfen  beteiligt,  was  sie,  im  Vergleich  mit  Klitschko,  als  die
treibende  Kraft  wirken  ließ.  Viele  Menschen  des  Maidan  haben  das
Vertrauen in die Politik verloren und erhoffen sich durch die Präsenz der
rechten Milizen ausreichend Druck für Veränderungen. Der Zulauf zu diesen
Gruppen  im  Westen  des  Landes  ist  immens.  Die  faschistische  Svoboda
sicherte  sich  in  der  Übergangsregierung  mehrere  Ministerposten,  den
Vizepremier  und  den  Generalstaatsanwalt.  Den  Nationalen  Sicherheitsrat
leitete der Kommandant des Maidan, Andrij Parubi, sein Stellvertreter ist der
Anführer des Rechten Sektors,  Dmitrij Jarosch. Auf den Straßen wird offener
Terror betrieben, linke Zeitungsredaktionen verwüstet, die Büros der KPU
gestürmt, die Mitgliederlisten gestohlen und Todeslisten politischer Gegner
erstellt. Jede Form des Widerstands wird bekämpft, Aktivisten gejagt und
eingeschüchtert.  Aus  dem  Ausland  erfahren  die  Milizen  Zulauf,
beispielsweise aus Polen, Tschechien, Ungarn und Schweden. Ähnlich wie in
Griechenland findet eine Zusammenarbeit zwischen den Sicherheitskräften
und den rechten Milizen statt, teilweise kam es sogar zum Überlaufen von
Polizei-Einheiten. Auch der Kern der Neugegründeten Nationalgardebesteht
vorwiegend aus den rechten Kämpfern des Maidan.



Ein Riss geht durch die Ukraine

Die Situation im Osten des Landes ist eine gänzlich andere. Hier liegen die
Hochburgen  Janukowitschs  und  die  Bevölkerung  ist  vorwiegend  russisch
geprägt. Dieser Umstand deklassifiziert den Umsturz in Kiew als Putsch, statt
einer Revolution getragen von den Massen. Doch auch hier geben wieder die
Nationalisten den Ton an, setzen jedoch auf die Unterstützung Russlands.
Unter dem Vorwand, den Stützpunkt der russischen Schwarzmeerflotte auf
der Krim und die russische Bevölkerung zu schützen, marschierten russische
Truppen in die Ukraine ein, besetzen die strategisch wichtigen Punkte und
setzten ukrainische Armee- und Polizeikasernen fest. Auf der Krim bildete
sich  zeitgleich  eine  Parallelregierung  gegen  die  Regierung  in  Kiew  und
führende Militärs und Polizeikommandeure liefen über.

Doch für die Bewohner der Ukraine ist von Russland keine Hilfe zu erwarten.
Auch hier werden
lediglich  die  ökonomischen  und  militärischen  Interessen  einer
imperialistischen Großmacht vertreten. Stattdessen droht nun das Land in
einen Bürgerkrieg gerissen zu werden- die ukrainischen Truppen wurden
ebenfalls mobil gemacht. Die Ukraine ist zu einem Spielball zwischen den
bereits aus dem Kalten Krieg bekannten imperialistischen Kräften der NATO-
Staaten  und  Russland  verkommen.  Es  ist  eine  Wahl  zwischen  Pest  und
Cholera,  denn  beide  Perspektiven  bieten  der  Bevölkerung  nur  den
Ausverkauf.  Weder  Brüssel  noch  Moskau  –  Ukraine  unter  Kontrolle  der
ArbeiterInnen!

Für den Widerstand der Ukraine ist es nun wichtig, die Erkenntnis aus der
Lage zu ziehen. Will man sich aus diesem Würgegriff befreien, muss eine
Bewegung der Arbeiterschaft geschaffen werden, eine Bewegung, die die
Interessen des Proletariats vertritt und den nationalistischen Kräften beider
Lager die Stirn bietet. Die stärkste Waffe in diesem Kampf stellt dabei die
ökonomische Macht der Arbeiterklasse dar: Die Waffe des Generalstreiks.
Die kommunistische Partei der Ukraine bietet allerdings keine Perspektive:
sie hat sich nicht nur an Janukowitsch und die Gunst der Oligarchen verkauft,
sondern ist zudem überaltert und besitzt zu wenig Schlagkraft, um wirklich
Widerstand leisten zu können – trotz der angeblichen 150.000  Mitglieder.



Das Vertrauen in sie ist unter der Bevölkerung längst vergangen.

Wo  Unrecht  zu  Recht  wird,  wird  Widerstand  zur  Pflicht  –  Den
Selbstschutz aufbauen!

Die Gruppe Borotba (Kampf) stellt sich gegen die Politik aus Brüssel und
Moskau  gleichermaßen  und  ruft  in  ihren  Kampagnen  und  Aktionen  die
Bevölkerung auf, sich nicht durch Rassismus und Nationalismus spalten zu
lassen. Die Gruppe hatte bereits auf dem Maidan versucht, Fuß zu fassen,
und ihre Ansichten zu vertreten, ihr Zelt wurde jedoch eingerissen und die
Aktivisten krankenhausreif geschlagen. Aus Kiew musste man sich aus Angst
um das Leben der Mitglieder zurückziehen, man operiert aber weiterhin vor
Ort im Untergrund. Ihr Hauptagitationsfeld liegt im Osten des Landes, hier
besteht  noch  Propagandafreiheit  für  linke  Gruppen  und  man kann  ohne
Gefahr Öffentlichkeitsarbeit betreiben. Dennoch stellen die nationalistischen,
prorussischen Kräfte, wie auch die Russische Armee selbst, eine ständige
Bedrohung dar, welche mit ebenso harter Hand zuschlagen werden, wenn ihr
Machtanspruch  in  Frage  gestellt  wird.  Die  Gruppe  baut  gezielt
antifaschistische Gegenwehr auf, versucht alle Kräfte, die Widerstand leisten
w o l l e n ,  z u  v e r e i n e n  u n d  o r g a n i s i e r t  a n t i f a s c h i s t i s c h e
Selbstverteidigungsorgane.  Diese Taktik  ist  unumgänglich Anbetracht  der
Vorstöße von rechten Milizen in weiteren Städten und Dörfern des Landes.
Auch  wurde  bereits  von  versuchten  Betriebsbestzungen  der  Faschisten
berichtet,  die  jedoch  von  den  Belegschaften  zurückgeschlagen  werden
konnten.

Die antifaschistischen Schutzorgane sind die Grundlage einer jeden sicheren
Arbeit, nur sie können den Schutz der AktivistInnen, ArbeiterInnen und ihrer
Einrichtungen gewähren. Ein wichtiger Schritt hierzu ist der Vorstoß in die
instabilen Kräfte von Polizei und Militär, um direkte Soldatenräte zu gründen
oder  so  viel  wie  möglich  an  MitkämpferInnen  aus  den  Strukturen
herauszubrechen. Die Schwächung des Sicherheitsapparates erleichtert die
Arbeit  der  RevolutionärInnen.  Auch  muss  Zugriff  zu  den  staatlichen
Waffenarsenalen verschafft werden, will man gegen die schwerbewaffneten



und gut trainierten Kämpfer der rechten Milizen ernsthaft Bestand haben.

Zur  Koordinierung  der  politischen  Arbeit  und  des  antifaschistischen
Widerstandes müssen regionale und überregionale Räte gebildet werden: Die
demokratisch gewählten und abwählbaren Regierungen der Arbeiterklasse.
Sie  allein  können  diese  Aufgabe  bewerkstelligen  und  den  kämpfenden
Gruppen ein politisches Programm geben. Wichtig ist auch die Organisierung
von  Lebensmitteln,  Medikamenten,  Treibstoff,  Waffen  und  Munition.
Innerhalb  der  industriellen  Betriebe,  den  Kraftwerken  und  der
Wasserversorgung,  Einrichtungen  wie  Verkehrsbetrieben  Krankenhäusern
und  Schulen  muss  versucht  werden,  ebenfalls  Rätestrukturen  zu  bilden.
Diesen obliegt die Weiterführung der Arbeit dieser Einrichtungen, als auch
ihre  Verteidigung  gegen  die  Angriffe  von  Kapital,  Regierung  und/  oder
Faschisten. Neben der Regierung in Kiew ist der erklärte Hauptfeind auch im
Osten  des  Landes  die  pro-russische  Parallel-Regierung  und  die
nationalistischen Kräfte.  Auch  das  russische  Militär  wird  dem Entstehen
dieser Strukturen keinesfalls tatenlos zusehen, beanspruchen sie doch den
„Widerstand  gegen  die  Faschisten“  für  sich.  Alle  Bestrebungen  in  diese
Richtung  sind  mit  ständiger  Verhaftung  bedroht  und  müssen  mit
entsprechenden  Vorsichtsmaßnahmen  betrieben  werden.

Die  Entstehung  der  Übergangsregierung  und  die  Intervention  Russlands
haben klar und deutlich gezeigt, dass die einzige treibende Kraft, die eine
soziale Veränderung schaffen kann, die Arbeiterklasse der Ukraine ist. Jeder
der jeweiligen Blöcke handelt im Interesse seiner Bourgeoisie und versucht
die  ukrainischen  Oligarchen  auf  seiner  Seite  zu  haben.  Die  Agenda  der
europäischen  Union  und  die  Politik  der  neuen  Regierung  ließen  den
Übergangspräsidenten  Jazenjuk  von  einem  „Kabinett  von  politischen
Selbstmördern“ sprechen, das dazu bereit ist, auch die härtesten Einschnitte
im Staatshaushalt umzusetzen – kostet es auch die Verarmung einer ganzen
Bevölkerung. Schon jetzt geht man von einem Sechstel der Staatsausgaben
aus. Derweil rüsten NATO und Russland hoch und treiben ihre „Schützlinge“
in einen Bürgerkrieg, in dem es keine Gewinner geben wird.

Der Hauptfeind steht im eigenen Land!



Die Bundesregierung, als federführende Kraft der EU, treibt ihren Einfluss in
der  Ukraine  ohne  Rücksicht  voran.  Unterstützungsgelder  der  Konrad-
Adenauer-Stiftung (CDU) für den Putsch der Opposition, Händeschütteln von
Frank-Walter  Steinmeier  (SPD)  mit  den  überzeugten  Faschisten  von
Svoboda,  die  Propaganda-Maschinerie  von  Presse  und  Politik,  welche
vehement die Krise zu ihren Gunsten auslegen.  Unser Rückschluss muss
daher sein, in Solidarität zu den ArbeiterInnen der Ukraine zu stehen. Die
Politik der Bundesregierung muss offengelegt werden. Die Auswirkungen der
Wirtschaftskrise müssen mit dem Machtausbau des deutschen Kapitals in
Verbindung  gebracht  werden,  wie  auch  die  aller  anderen  Angriffe  der
Kapitalisten  auf  die  Errungenschaften  der  Arbeiterklasse  weltweit:
Aussetzung  demokratisch  gewählter  Regierungen,  Sozialabbau  und
Ausverkauf  von  öffentlichem  Eigentum.

Unsere Aufgabe ist es, der deutschen Bourgeoisie in den Rücken zu fallen,
den  Kampf  gegen  Regierung  und  Kapital  fortzusetzen.  Finanzielle  und
ideologische Unterstützung der kämpfenden GenossInnen in der Ukraine.
Aufbau einer revolutionären Bewegung der Arbeiterklasse in Deutschland
und Durchführung des Generalstreiks europaweit:  Unser historisches Ziel
bleibt die Revolution!

Die Dividenden steigen und die Proletarier fallen.

(Rosa Luxemburg)

 

 


